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»Europa ist der Welttheil, in welchem alle menschlichen 
Dinge dieselben und doch wieder andere sind; und in 

dieser Selbständigkeit ruht der innere Reichthum Europas, 
die unerschöpfliche Quelle seiner Macht; denn in ihm ist 

die Nothwendigkeit gegeben, in dem Verschiedenen an das 
Gleiche, in dem Gleichen an das Verschieden zu denken.« 

Lorenz Stein an Rudolph Gneist 
(Die Verwaltungslehre, 1864) 





Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 1996/97 von der J uristi-
sehen Fakultät der Universität Heidelberg als Inauguraldissertation ange-
nommen. Für die Drucklegung wurde Literatur und Rechtsprechung bis Ende 
Februar 1997 berücksichtigt. 

Der Titel »Kommunale Selbstverwaltung in einer Europäischen Union« 
wurde beibehalten, obwohl im allgemeinen Sprachgebrauch - auch der europäi-
schen Organe selbst - mittlerweile von der Europäischen Union gesprochen 
wird. Bis heute hat die Europäische Union, wie sie im }}Vertrag über die Euro-
päische Union« proklamiert wird, jedoch keine eigene Rechtspersönlichkeit. 
Institutionell baut dieser Rahmenvertrag zwar auf den Europäischen Gemein-
schaften und den intergouvernementalen Konferenzen für die gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik und für die Zusammenarbeit in den Bereichen 
Justiz und Inneres auf. Er stellt jedoch für sich noch keine Verfassung einer 
Europäischen Union dar. Deren Verwirklichung und konkrete Ausgestaltung ist 
noch offen. Die rechtlich relevanten Vorgaben für die Gemeinden in Deutsch-
land und Spanien, die in der vorliegenden Studie analysiert werden, sind daher -
noch - solche der Europäischen Gemeinschaft. Geleitet wird die Untersuchung 
dabei von der Frage, wie die Zukunft kommunaler Selbstverwaltung in der 
angestrebten, aber bisher weder verfaßten noch verwirklichten politischen 
Europäischen Union aussehen kann. 

Die Idee zu einer rechtsvergleichenden Arbeit des spanischen und des deut-
schen Rechts entstand bereits 1991, als ich während meines Studiums ein Jahr 
die Juristische Fakultät der Universidad Santiago de Compostela besuchen 
konnte. Im Rahmen der aktuellen Diskussionen und Entscheidungen des 
deutschen und spanischen Verfassungsgerichts nach dem Inkrafttreten der 
Maastrichter Verträge, bot es sich an, dieses Vorhaben vor dem Hintergrund der 
fortschreitenden europäischen Integration zu verwirklichen. Gerade der Position 
der Gemeinden in diesem Prozeß war noch wenig Beachtung geschenkt worden. 
Daher danke ich meiner Doktormutter, Prof. Dr. Juliane Kokott, LL.M., SJ.D., 
insbesondere dafür, daß sie sich bereit erklärte, dieses von mir gewählte Thema 
zu betreuen. Sie hat die Arbeit stets wohlwollend und kritisch begleitet, wo-
durch manche Unklarheiten ausgeräumt werden konnten. Auch den Vorle-
sungen und Seminaren von Herrn Prof. Dr. Helmut Steinberger, der das Zweit-
gutachten erstellte, konnte ich viele Anregungen für die Arbeit entnehmen. 
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Während meines Forschungsaufenthaltes an der Universidad A1cala de Hena-
res / Madrid wurde ich am Departamento de Derecho Publico freundschaftlich 
aufgenommen und von Prof. Dr. Juan 1. Gonzalez Encinar und seinen Mitar-
beitern wissenschaftlich begleitet. Für diese Unterstützung, auf die ich auch 
nach meiner Rückkehr nach Deutschland noch häufig zurückgreifen durfte, 
danke ich an dieser Stelle ganz herzlich. Dies gilt ebenso für die wertvollen 
Diskussionen, die ich insbesondere mit Prof. Dr. Araceli Mangas Martin (Uni-
versidad de Salamanca, Catedra Jean Monnet) und Prof. Dr. Juan Barnes Vaz-
quez (Tribunal Constitucional) führen durfte. 

Prof. Dr. Siegfried Magiera und Prof. Dr. Detlef Merten (Hochschule für 
Verwaltungs wissenschaften Speyer) möchte ich meinen Dank dafür ausspre-
chen, daß sie die Arbeit in die von ihnen herausgegebene Reihe aufgenommen 
haben. Zum Gelingen des Projektes haben ferner beigetragen der DAAD 
(Deutscher Akademischer Austauschdienst), durch den der Forschungsaufent-
halt in A1cala de Henares / Madrid ermöglicht wurde, das Max-Planck-Institut 
für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht / Heidelberg, dessen 
Bibliothek ich benutzen durfte, und die deutschen und spanischen kommunalen 
Spitzen verbände sowie die europäischen Institutionen, die mir freundlicher-
weise aktuelle Informationen zur Verfügung stellten. 

Schließlich gilt mein Dank den guten Freundinnen, die die Arbeit begleitet 
und sich immer wieder interessiert und kritisch damit auseinandergesetzt haben: 
Dr. Kristina Balleis, Dr. Eva Menges, MJur., und Dr. Maria Salvador Martfnez. 

Gewidmet ist die Arbeit in Liebe meiner Tante und meinem Onkel, meinen 
Eltern und meinem Mann, ohne den sie so nie entstanden wäre. 

Heidelberg, Frühjahr 1997 

Sigrid von Zimmermann- Wienhues 
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Einleitung 

A. Gegenstand der Untersuchung 

Die aktuelle Situation und die Zukunft kommunaler Selbstverwaltung in ei-
ner Europäischen Union sind der Gegenstand der folgenden Untersuchung. Die 
Rechtssysteme aller Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft kennen 
Gemeinden als Einheit örtlicher Aufgabenwahrnehmung. Die Ausgestaltung 
dieser Gebietskörperschaften stellt sich in den verschiedenen Staaten unter-
schiedlich dar; sie differiert hinsichtlich der Aufgabenbereiche und der ge-
meindlichen Befugnisse, mit Blick auf die Finanzausstattung und die rechtli-
chen Absicherungen. Die Rolle und Gewichtigkeit, die Gemeinden im Gesamt-
staatswesen spielen, wird in den europäischen Ländern verschieden bewertet. 

Gemeinsamkeiten versucht die 1985 verabschiedete >Europäische Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung< zu formulieren, die unter dem Dach des Euro-
parats entstanden ist. In der hier vorliegenden Arbeit wird untersucht, ob eine 
ähnliche oder weitergehende rechtliche Berücksichtigung lokaler Strukturen 
auch in der Europäischen Gemeinschaft bzw. einer zu schaffenden Euro-
päischen Union notwendig ist. Dabei muß beachtet werden, daß gemeinschafts-
rechtliche Lösungsansätze ihren Ausgangspunkt in der Regelungstradition der 
Mitgliedstaaten nehmen und auch nationale Besonderheiten der zu behandeln-
den Sachverhalte betrachten müssen. Andernfalls können europäische Vorgaben 
nicht auf die jeweiligen Bedürfnisse der Mitgliedstaaten und ihrer Bevölkerung 
reagieren und Probleme werden dadurch nicht beseitigt. Derartige Maßnahmen 
müssen von den Bürgern als Fremdkörper innerhalb des vertrauten (Rechts-) 
Systems aufgefaßt werden, und als solche werden sie nicht akzeptiert. 

Für die folgenden Überlegungen bilden die Ausgestaltung und aktuelle Pro-
bleme kommunaler Selbstverwaltung in der Bundesrepublik Deutschland und in 
Spanien den Ausgangspunkt. Die Untersuchung konzentriert sich im wesentli-
chen auf die Situation der Gemeinden, denn diese Gebietskörperschaften exi-
stieren als Grundeinheit territorialer Verwaltung in allen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft. Schon auf einer >übergemeindlichen< und erst 
recht auf der wie auch immer zu definierenden >regionalen< Ebene differieren 
die nationalen Rechtssysteme erheblich. 

Zunächst wird beschrieben, inwieweit und auf welchen Gebieten Gemeinden 
mittlerweile tatsächlich in das Regelungsgefüge der Europäischen Gemeinschaft 
miteinbezogen sind und in welchen Bereichen gemeinschaftsrechtliche Vor-
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gaben Einfluß auf das tägliche Leben in den Gemeinden nehmen. Besonderes 
Augenmerk wird dabei auf das in Maastricht beschlossene Kommunalwahlrecht 
für Unionsbürger im jeweiligen Aufenthaltsmitgliedstaat gelegt (1. Teil). Vor 
diesem Hintergrund wird daran anschließend diskutiert, ob die Institution >Ge-
meinde< innerhalb des fortschreitenden Integrationsprozesses rechtlich abgesi-
chert oder garantiert wird. Schutzmechanismen könnten sich dafür aus dem 
Recht der Mitgliedstaaten ergeben. Damit wird die Frage impliziert, ob und in 
weIchem Maße nationale Regelungstechniken sich gegenüber (vorrangigem) 
Gemeinschaftsrecht behaupten können. Es wird ebenfalls untersucht, ob die 
europäische Rechtsordnung selbst eine Absicherung lokaler Autonomie gewährt 
(2. Teil). Schließlich wird aufgezeigt, auf weIchen institutionellen Wegen lokale 
Interessen schon jetzt in den gemeinschaftsrechtlichen Rechtssetzungs- und 
Entwicklungsprozeß eingebracht werden können. Dabei muß abschließend die 
Frage gestellt werden, ob und - gegebenenfalls - wie eine Partizipation lokaler 
Gebietskörperschaften auf der Gemeinschaftsebene ausgestaltet werden kann 
(3. Teil). 

Es bietet sich vornehmlich aus zwei Gründen an, die Situtation in der Bun-
desrepublik Deutschland und in Spanien zur Grundlage dieses Vergleichs zu 
machen: I Zum einen handelt es sich bei diesen beiden Mitgliedern der Euro-
päischen Gemeinschaft um stark dezentralisierte Staatswesen. Die Probleme ei-
ner >untersten< gemeindlichen Ebene in einem mehrstufigen Staats- und Verwal-
tungsaufbau unterscheiden sich von denen der Gemeinden in zentralistischer or-
ganisierten Systemen. Die Rechtsbeziehungen zwischen den einzelnen Ebenen 
stellen sich innerhalb eines dezentralisierten Staates komplexer dar. Zum ande-
ren beeinflußte das deutsche Verfassungs- und Verwaltungsrecht die rechtliche 
Ausgestaltung der lokalen Autonomie in Spanien in entscheidenden Bereichen. 
Daher finden sich in beiden Staaten ähnliche Rechtsfiguren und es kann gleich-
zeitig beschrieben werden, wie sich Lösungsansätze, die in der rechtstheoreti-
schen Begründung übereinstimmen, in den verschiedenen Rechtssystemen un-
terschiedlich (weiter-) entwickelten. Auch diese Beobachtung ist für einen euro-
päischen Rechtsvergleich, der immer auch die zunehmende> Europäisierung des 
Rechts< im Blick hat, interessant. 

B. Einführende Bemerkungen zur aktuellen Situation 
lokaler Autonomie in Spanien 

Zur Einführung für den deutschen Leser wird kurz ein Blick auf die aktuelle 
Situation kommunaler Selbstverwaltung bzw. - wie sie im spanischen Recht 
umschrieben ist - der autonom{a loeal, der >örtlichen Selbständigkeit<, in Spa-

I Eine Untersuchung aus der Perspektive der griechischen kommunalen Selbstver-
w::ltIJng stellt Samara (Die verfassungsrechtliche Stellung der griechischen kommunalen 
::;elb~'\'erv",itung im Rahmen der europäischen Integration, Konstanz 19(5) an. 
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nien geworfen.2 Das kann nur unter Berücksichtigung des verfassungsrechtli-
chen Hintergrundes und politischer Gegebenheiten geschehen. Auf eine 
entsprechend ausführliche Darstellung der Situation in der Bundesrepublik 
Deutschland wird verzichtet, da für diesen Rechtskreis auf bekannte Strukturen 
zurückgegriffen werden kann. 

I. Die Verfassung von 1978 

Es ist zu bedenken, daß es sich bei der spanischen Demokratie um eine >jun-
ge< Demokratie handelt, innerhalb der jetzigen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft um die jüngste) Die geltende Spanische Verfassung wurde 
am 27.12.1978 verabschiedet und trat am 29.12.1978 mit ihrer Veräffentli-
chung4 in Kraft.S Der grundlegende Demokratisierungsprozeß, der zu dem heu-
te existierenden Staatswesen führte, begann Ende 1975 nach dem Tode des da-
maligen Staatschefs Francisco Franeo. Vor allem unter der zweiten Regierung 
mit Ministerpräsident Adolfo Suarez, die der neue Staatschef Don Juan Carlos6 
einsetzte, wurde diese Entwicklung stark vorangetrieben und mündete nach den 
ersten allgemeinen und freien Wahlen zu den Cortes (Parlament) am 15.6.1977 
in den eineinhalb Jahre währenden verfassungs gebenden Prozeß.7 Während der 

2 Zur Beschreibung des spanischen Systems möchte ich den Begriff der >lokalen 
Autonomie< beibehalten. Ähnlich wie der Terminus der >kommunalen Selbstverwaltung< 
für das bundesdeutsche Rechtssystem, wird dieser Begriff mit einem bestimmten Inhalt 
verbunden. Eine Angleichung erscheint mir nicht legitim, da mit >autoadministracion< -
>Selbstverwaltung< in der spanischen Rechtsordnung ein >weniger< an Rechtsrnacht ver-
bunden wird gegenüber der >autonomla<. Daher möchte ich an die Terminologie anknüp-
fen, die sich auch für die Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung einge-
bürgert hat; in der deutschen Rechtsordnung spricht man hinsichtlich ihrer Inhalte von 
>kommunaler Selbstverwaltung<, in Spanien von >autonom la loeal<, von lokaler Autono-
mie. 

3 Voraussetzung dieser Feststellung ist es, die Mitgliedschaft der neuen deutschen 
Bundesländer in der Europäischen Gemeinschaft als Sonderheit aufzufassen; die Erfah-
rungen mit den totalitären Verhältnissen in der DDR liegen noch kürzere Zeit zurück. 

4 BOE (Nr. 311-1) vom 29.12.1978. 
S Ein Überblick über die Inhalte der Verfassung findet sich etwa bei: Weber, Die 

Spanische Verfassung von 1978, JöR 29 (1980), S. 209-252 (S. 252-278 geben eine deut-
sche Version des Verfassungstextes wieder); Sommermann, Der Schutz der Grundrechte 
in Spanien nach der Verfassung von 1978, 1984, S. 87-109. Siehe auch den (tabellari-
schen) Überblick im Anhang dieser Arbeit. 

6 Don Juan Carlos de Bourb6n-Anjou, der Enkel des letzten spanischen Königs, 
Alfonso XIII (Staatsoberhaupt von 1886-1931), war bereits 1969 vom damaligen Staats-
chef Franco zu seinem Nachfolger bestimmt worden; er wurde am 22.11.1975 von den 
Cortes (Parlamente) und dem Kronrat zum König proklamiert; siehe auch: Sommermann, 
Der Schutz der Grundrechte in Spanien nach der Verfassung von 1978, 1984, S. 66 f.; 
Busch, Autonomie und Föderalismus, 1988, S. 13-15. 

7 Das neugewählte Abgeordnetenhaus (Congreso) beschloß die Bildung einer Ver-
fassungskommission (ponencia), die ihre Arbeit am 22.8.1977 aufnahm. Auf den Vorar-
beiten dieser Kommission baute der Verfassungsausschuß seinen Verfassungsentwurf 
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